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Stefan Rother

„Inseln der Überzeugung“ nicht in Sicht: Der 
Nationalstaat, NGOs und die globale Gover-
nance von Migration

Kurzfassung

Der Beitrag geht der Frage nach, warum im Bereich der Arbeitsmigration, 
einem Globalisierungsphänomen par excellence, Global Governance bislang 
selbst in Ansätzen kaum zu verzeichnen ist. Als wesentlicher Hinderungsgrund 
wird identifiziert, dass entry- und exit-Regeln für den „Container National-
staat“ als dessen Kernkompetenz angesehen werden – und Migrationskontrolle 
als letzte Bastion staatlicher Souveränität. Versuche zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen, als Normunternehmer ein auf Migrantenrechten basierendes 
Migrations-Management einzufordern, werden insbesondere durch zwei Um-
stände erschwert: Zum einen stehen sich Entsende- und Empfängerstaaten von 
Migrantinnen und Migranten1 im Schatten enormer ökonomischer Disparitäten 
mit weitgehend unvereinbaren Interessen gegenüber. Zum anderen ist es Emp-
fängerstaaten gelungen, öffentliche Bloßstellung und Beschuldigung (blaming 
und shaming-Strategien) der Zivilgesellschaft durch das framing von Migrati-
on als Sicherheitsrisiko abzuwehren. Überzeugungsarbeit in idealer Sprechsi-
tuation ist bei internationalen Verhandlungen schwer zu leisten, wie am Bei-
spiel des neugeschaffenen Global Forum on Migration and Development 
(GFMD) aufgezeigt wird. Zudem ist die organisierte globale Migrantenbewe-
gung gespalten und schwankt zwischen „inside-outside“-Strategien und Fun-
damentalopposition. Größere Erfolgschancen verspricht dagegen bislang eine 
governance von unten, in Form von self-governance und Zusammenarbeit mit 
staatlichen Institutionen, Gewerkschaften sowie Migranten anderer Nationali-
täten. 

1	 Aus Gründen der Lesbarkeit verwende ich im weiteren Text den Begriff „Migranten“ für 
Migrantinnen und Migranten.
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1. Einleitung: Globale Migration, aber keine Global Governance

In der Migrationsforschung hat sich für den Zeitraum seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges der Begriff „The Age of Migration“ etabliert; geschätzt mehr als 
200 Millionen Menschen leben heute außerhalb ihres Geburtslandes (Castles/
Miller 2009). Der stark angestiegenen Mobilität der Menschen stand – mit 
Ausnahme des Flüchtlingsregimes – mehr als ein halbes Jahrhundert fast voll-
kommener Stillstand auf der Ebene internationaler Politik gegenüber, wenn es 
darum ging, Steuerungsmöglichkeiten und verbindliche Regeln für den Migra-
tionsprozess und vor allem den Schutz der Rechte von Migranten zu be
schließen. 

Kapital- und Warenströme, das Internet, Klimawandel, gentechnisch verän-
derte Lebensmittel: In all diesen Bereichen wurden in den vergangenen Jahren 
wichtige Schritte in Richtung Global Governance und Regimebildung erreicht 
oder zumindest unter massivem Einsatz der Staatengemeinschaft angestrebt. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es als bittere Ironie, dass, wie die frühere 
philippinische Arbeitsministerin Patricia A. Santo Tomas schreibt, Migranten 
als verwundbarste aller „Waren“ bis heute kaum von vergleichbaren globalen 
Mechanismen geschützt werden (Santo Tomas 2005: 248).

Erst im vergangenen Jahrzehnt ist spürbar Bewegung in das Thema Migra-
tion gekommen: „Suddenly, migration was everywhere one looked in the UN 
system and beyond“ (Newland 2005: 1). Seitdem wurden mehrere internatio-
nale Konferenzen einberufen, eine globale Kommission sprach verhältnismä-
ßig konkrete Handlungsempfehlungen aus (Global Commission on Internatio-
nal Migration (GCIM) 2006) und im Jahre 2007 wurde in rekordverdächtigem 
Tempo erstmals ein globales Forum geschaffen, das sich mit Migration befasst: 
das Global Forum on Migration and Development (GFMD) (Matsas 2008; 
Rother 2009a). Auf den ersten Blick erscheint das Konzept innovativ und aus-
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sichtsreich: Jährliche Treffen sind vorgesehen, Vertreter der Zivilgesellschaft 
sollen eingebunden werden und seit dem zweiten Treffen in Manila ist ein un-
verbindlicher Austausch von Zivilgesellschaft und Regierungsvertretern ge
plant. Dass Entsende- und Empfängerstaaten über Themen wie den Schutz von 
Migranten überhaupt sprechen, ist zudem keine Selbstverständlichkeit. Den-
noch sehen Kritiker das Forum in seiner bisherigen Form als „talk shop“ 
(ICMC 2009:10): Es ist bewusst außerhalb des UN-Prozesses angesiedelt, es 
kann keinerlei bindende Beschlüsse fassen, und der Austausch mit Migranten-
vertretern kam zunächst nur rudimentär zustande. 

Was bremst die globale Kooperation im Bereich der Migration? Eine Be-
standsaufnahme der Ergebnisse transnationaler Migrationsforschung kam 2003 
zu dem Ergebnis: „The state is here to stay“ (Levitt u.a. 2003: 568). Als Folge 
ergibt sich bei der Suche nach Anzeichen einer globalen Governance von Mi-
gration eine paradox anmutende Situation: Zum einen kann Migration als Glo-
balisierungsphänomen par excellence angesehen werden, das durch seinen 
transnationalen Charakter das „Container-Modell“ des Nationalstaates in Frage 
stellt. Zum anderen werden aber die entry- und exit-Regeln für diesen Contai-
ner als Kernkompetenz des Nationalstaates angesehen – und Migrationskon-
trolle als letzte Bastion staatlicher Souveränität. Trotz der Vielzahl an neuen 
transnationalen Arenen und der bestenfalls ambivalenten Erfolgsbilanz von 
Staaten bei der Steuerung von Migration auf nationaler Ebene bleibt der Natio
nalstaat somit der zentrale Akteur bei Ansätzen zu Global Migration Gover-
nance (Rother 2009b). Wenn die Grundfesten staatlicher Souveränität doch 
einmal aufgeweicht werden sollten, dann allenfalls, um die eigenen Staatsgren-
zen zur effektiveren Abwehr von unerwünschter Migration zu externalisieren, 
wie im Falle der „Festung Europa“ (Busch 2006).

Dennoch greift der bloße Verweis auf die dominante Rolle des National-
staats und die mangelnde Einbindung von zivilgesellschaftlichen Akteuren als 
Erklärung für das Fehlen von Global Migration Governance zu kurz – finden 
sich diese Herausforderungen doch bei den meisten Governance-Bereichen. 
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Ziel des vorliegenden Beitrags2 ist es daher, die spezifischen Ausgangsbedin-
gungen für die globale Governance von Migration zu identifizieren: das insti-
tutionelle Setting, die Strategien der Nationalstaaten als zentrale Akteure und 
die Rolle der Migranten und ihrer zivilgesellschaftlichen Organisation. Zur 
Analyse wird auf Befunde aus anderen Global Governance-Bereichen und die 
Forschungsansätze zur „Anarchie der kommunikativen Freiheit“ (Niesen/Her-
borth 2007) zurückgegriffen. Das sich hieraus ergebende Bild der „governmen-
tality of migration politics“ (Kalm 2008) kann den Global Governance-Diskurs 
um die bislang weitgehend vernachlässigte Komponente Migration ergänzen.

Der erste Teil des Artikels gibt einen knappen Überblick über die Global 
Governance-Diskussion mit Schwerpunkt auf dem Aspekt der Einbindung von 
Zivilgesellschaft und identifiziert potentiell hinderliche oder förderliche Rah-
menbedingungen, Settings, Akteurskonstellationen. Der zweite Teil zeichnet 
die massiven Hindernisse auf, die einer Global Governance von Migration 
bislang im Wege stehen. Es wird diskutiert, ob das neugeschaffene Global Fo-
rum on Migration and Development (GFMD) angesichts dieser Vorgeschichte 
eine mögliche Kurswende hin zu „Inseln der Überzeugung“ darstellt (Deitel-
hoff 2007: 32). Abschließend werden die Ansätze der Zivilgesellschaft analy-
siert – globale Lobby-Arbeit, „inside-outside“-Strategien in internationalen 
Foren sowie auf der Ebene vor Ort governance von unten.

2. Global Governance und die Anarchie der kommunikativen Freiheit

Das Politikfeld der Migration wurde im Bereich der internationalen Bezie-
hungen lange Zeit vernachlässigt (Castles/Miller 2009: 208; Hollifield 2008). 

2	 Material für den vorliegenden Artikel konnte ich während jeweils vier Feldaufenthalten 
in Manila und Hong Kong im Rahmen meines Dissertationsvorhabens „Transnational 
political spaces: Political activism of Philippine labor migrants in Hong Kong“ und des 
Forschungsprojektes „Demokratisierung durch Migration: Rückkehrer und Wertewan-
del auf den Philippinen“ sammeln. Gefördert wurden diese von der Stiftung für Bevöl-
kerung, Migration und Umwelt (BMU), der DFG und dem Arnold-Bergstraesser-Insti-
tut. An dem 2. Global Forum on Migration and Development (GFMD) im Oktober 2008 
in Manila, dem 3. GFMD im November 2009 in Athen und der 99. Session der Interna-
tional Labour Conference im Juni 2010 in Genf konnte ich als akkreditierter Journalist 
teilnehmen, ebenso an den diversen Parallelveranstaltungen der Zivilgesellschaft. Am 4. 
GFMD im November 2010 in Mexiko habe  ich als akkreditierter akademischer Beob-
achter teilgenommen. Eine frühere Version des Artikels wurde beim 24. Kongress der 
Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft (DVPW) an der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel (21. – 25. September 2009) vorgestellt; ich danke allen Kom-
mentatorInnen sowie zwei anonymen Gutachtern der ZPol für ihre Anregungen.
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Dabei gilt es als prägendes Merkmal der Globalisierung (Beck 2007) und es 
wäre naheliegend, Migration hinsichtlich der Entstehung von internationalen 
Regimen und Global Governance zu untersuchen. Internationale Regime wer-
den als wichtiger Baustein von zwischenstaatlicher, bei maximaler Reichweite 
von Global Governance gesehen. 

Die weitgehend anerkannte Definition von Regimen stammt von Stephen 
D. Krasner; so konstituieren sich internationale Regime aus „sets of implicit or 
explicit principles, norms, rules, and decision-making procedures around 
which actors’s expectations converge in a given area of international relations“ 
(Krasner 1982: 186). Neben dem etablierten und vielfach empirisch belegten 
Regime-Begriff ist Global Governance ein komplexes, wenig spezifiziertes 
Konzept, das dennoch „seit Mitte der 1990er Jahre geradezu inflationär ver-
wendet wird“ (Behrens/Reichwein 2007: 311). Wie auch die Regimebildung ist 
Global Governance eine Antwort auf die anarchische Struktur des internationa-
len Systems; Unterschiede zur „herkömmlichen“ internationalen Politik wer-
den in einer geringeren Staatenzentriertheit, der Einbeziehung von NGOs 
(Nichtregierungsorganisationen) sowie der Bedeutung von Normen gesehen. 
Neben der internationalen Ebene soll auch, falls relevant, die lokale, nationale 
und regionale Ebene mit einbezogen werden (Rosenau/Czempiel 1992; Beh-
rens/Reichwein 2007: 312). Regierungen können dabei einen unterschied-
lichen Stellenwert einnehmen: in Governance by Government setzen national-
staatliche Regierungen nationalstaatliche Regelungen durch; in Governance 
with Governments koordinieren und harmonisieren mehrere Regierungen ihre 
Politik, um grenzüberschreitende Probleme zu lösen; und bei Governance wi-
thout Governments verregeln sich gesellschaftliche Gruppen grenzüber
schreitend weitgehend selbst (Zürn 2005: 127).

Auch wenn sich viele Parallelen zu den Regimen zeigen, sieht Zürn (2005: 
128)  das Neue an Global Governance darin, „dass sich das internationale Re-
gieren zunehmend mit Formen des transnationalen Regierens, aber auch mit 
nationalstaatlichen Formen des Regierens verbindet und dabei selbst eine neue 
Gestalt annimmt“. Internationales Regieren sei demnach nicht mehr alleinige 
Angelegenheit der Exekutive, sondern ermögliche auch gesellschaftliche Par-
tizipation. Für Thomas Risse konzentriert sich die Diskussion über Global 
Governance und über neue Formen des Regierens jenseits des Nationalstaats 
sogar „fast ausschließlich auf die Frage, ob institutionalisierte Kooperation 
innerhalb des internationalen Systems durch die Einbindung neuer und zumeist 
privater Akteure demokratischer werden und an Problemlösungskapazität da-
zugewinnen kann“ (Risse 2007: 57).
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Risse rückt daher argumentative und kommunikative Praktiken als Medien 
einer nichthierarchischen, „weichen Steuerung“ von Governance und die Ein-
beziehung von nichtstaatlichen Akteuren in den Mittelpunkt. Aus Habermas‘ 
(1988) Theorie des kommunikativen Handelns übernimmt er für den Bereich 
der internationalen Politik den Begriff der „argumentativen Rationalität“, wo-
nach das Ziel eines „kommunikativen Verhaltens darin besteht, einen argumen-
tativen Konsens über die mit Normen oder Aussagen über die Welt verbun-
denen Geltungsansprüche zu erreichen“ (Risse 2007: 64). Ein solches Verhalten 
benötigt mehrere Vorbedingungen; um argumentativ nach einem Konsens zu 
streben, ist die Fähigkeit zu Empathie vonnöten, also die Dinge auch mit den 
Augen des Interaktionspartners sehen zu können. Weiterhin müssen die Ak-
teure eine „gemeinsame Lebenswelt“ teilen, also hinsichtlich Kultur, eines 
Systems von legitim erachteten Normen und sozialer Identität kompatibel sein 
(Risse 2007: 65). Als dritte Bedingung müssen die Akteure einander als Glei-
che anerkennen, was Zugang zum und Teilnahme am Diskurs anbelangt. Der 
Ansatz geht dabei nicht von einem illusionären Machtgleichgewicht aus – für 
den Prozess des Diskurses werden die existierenden Ungleichgewichte aber in 
den Hintergrund gestellt, um eine Gesprächssituation zu ermöglichen. 

Vom Verhandeln hebt sich das Argumentieren zudem durch den „Bezug auf 
eine von beiden Seiten anerkannte externe Autorität zur Beglaubigung der em-
pirischen oder normativen Behauptungen“ ab; dazu können bestehende Verträ-
ge, vorhandene Normen oder anerkannte Wissensgrundlagen dienen (Risse 
2007: 69). Welches der geeignete Rahmen für argumentative Rationalität ist, 
wird dabei kontrovers diskutiert – öffentliche Diskurse können zivilisierende 
Wirkung auf die Akteure haben, aber auch zum Schaulaufen verkommen. Hin-
ter „verschlossenen Türen“ kann dagegen gegebenenfalls sachlicher und pro-
blemorientierter verhandelt werden, andererseits stellt sich hier naheliegender-
weise die Frage nach Transparenz und Legitimation. Die empirischen Befunde 
für die jeweiligen Erfolgsaussichten belegen für Risse, dass der institutionelle 
Kontext von Verhandlungssystemen eine entscheidendere Rolle spielt als die 
Handlungsorientierungen der jeweiligen Akteure. Ebenso relevant ist der Zeit-
punkt: Vor allem in frühen Phasen des Verhandlungsprozesses lässt sich agen-
da setting durch Argumentieren betreiben. Dies ist die Stunde der „Politik- und 
Normunternehmer“, die durch framing etwa versuchen, der Global Gover-
nance ein neues Problemfeld zu erschließen (Risse 2007: 76). Zivilgesell-
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schaftliche Organisationen (ZGOs3) können sich an der Normsetzung sowohl 
durch direkte  Teilnahme am Prozess oder indirektes Lobbying als auch durch 
das Druckpotential einer transnationalen Öffentlichkeit beteiligen. Diese Opti-
onen stehen nicht immer zur Wahl – Inklusion und Exklusion sind ein umstrit-
tenes Thema bei der Mitgliedschaft in deliberativen Gremien mit politischer 
Entscheidungsmacht.

Für Nanz/Steffek kann ZGOs in diesem Prozess auch die Rolle des „Trans-
missionsriemens“ zukommen: Zum einen, indem sie unter Umgehung der Re-
gierungsebene Anliegen und Interessen direkt „von unten“ an internationale 
Organisationen kommunizieren; zum anderen indem sie Informationen und 
Beschlüsse aus internationalen Verhandlungen „von oben“ zurück an die Basis 
tragen sowie einer transnationalen Öffentlichkeit kommunizieren und kom-
mentieren (Nanz/Steffek 2007: 94–96). ZGOs definieren Nanz/Steffek (2007: 
97) dabei breit als „all jene nichtstaatlichen, nicht profitorientierten Akteure, 
die an politischen Beratungsprozessen teilnehmen mit dem Ziel, diese auf dem 
Wege der Argumentation zu beeinflussen“.

In ihrer empirischen Analyse kommen die Autoren zu dem Schluss, dass die 
von Risse umrissene „ideale Sprechsituation“ in der internationalen Politik 
auch annäherungsweise kaum zu finden ist: Machtasymmetrien prägen das 
Verhältnis von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren, selbst unter ver-
gleichsweise guten Zugangsbedingungen sind NGOs keine gleichberechtigten 
Diskussionspartner und insgesamt könne von einer nennenswerten Demokrati-
sierung von internationalen Organisationen durch eine institutionalisierte Ein-
bindung der Zivilgesellschaft noch nicht die Rede sein (Nanz/Steffek 2007: 
109-110). Nicht diskutiert werden kann hier die Frage nach der Legitimation 
und dem Mandat der NGOs; während beides zumindest bei demokratischen 
Staaten grundlegend vorausgesetzt wird,4 gestaltet sich die Frage, welchen 
NGOs Zugang gewährt werden soll, weitaus weniger eindeutig.

Tanja Brühl und Elvira Rosert (2008: 10) verweisen auf die United Nations 
Conference on Environment and Development (UNCED) im Jahre 1992, bei 
der Vertreter von Nichtregierungsorganisationen erstmals während der Plenar-
sitzung Statements abgeben durften – allerdings in thematischen Gruppen, für 
die Repräsentanten bestimmt werden mussten. Die Annahme von homogenen 
Interessen der NGOs wird in der Praxis aber oft nicht bestätigt, wie sich auch 

3	 Ich benutze die Begriffe ZGOs und NGOs wie von den Autoren verwendet. Eine klare 
Abgrenzung fällt schwer, allerdings würde ich den Begriff ZGOs weiter fassen und 
bspw. Graswurzel-Organisationen mit einbeziehen. 

4	 Siehe hierzu aber u.a. auch die Diskussion zu democratic accountability in Kahler 2004.
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am Beispiel der Migrantenorganisationen zeigen wird. Als Gründe für ein Ab-
flauen der „NGO-Euphorie“ werden zudem Differenzen zwischen den NGOs 
des Nordens und des Südens genannt – während erstere oft bessere Chancen 
auf Akkreditierung bei Konferenzen im UN-Prozess haben, treffen sich letztere 
eher auf Parallelveranstaltungen. Insofern spiegelt ihre Situation hinsichtlich 
begrenzter Repräsentation und Kapazitäten oft die Lage ihrer respektiven offi-
ziellen Delegierten wieder (Nanz/Steffek 2004: 332). Eine Proliferation an 
NGOs und die Gefahr der Kooptation mit zunehmender Professionalisierung 
und finanzieller Abhängigkeit sind weitere problematische Aspekte der Einbe-
ziehung der organisierten Zivilgesellschaft.

Brühl/Rosert verweisen zudem darauf, dass neben dem Stadium der Ver-
handlungen das betroffene Themenfeld für den Grad der Einbindung entschei-
dend ist: „The harder the policy field, the higher the degree of legal commit-
ment of the norm and the further the norm stage, the more reluctant are states 
to involve other actors in decision-making procedures, to accept being moni-
tored by them or to establish mechanisms to enforce norm compliance“ (2008: 
8). So gerät die Teilnahme der NGOs oft bestenfalls zum symbolischen Akt; 
Staaten wahren weiterhin ihre Souveränität und können durch die Kooperation 
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren sogar ihre Handlungsmacht ausbauen, in-
dem sie auf Expertenwissen und eine zusätzliche Legitimationsressource ver-
weisen können (Benner/Reinicke/Witte 2004).

Ein erfolgreiches Engagement von NGOs beschreibt dagegen Nicole Dei-
telhoff (2007) in ihrer Analyse der Errichtung des Internationalen Strafge-
richtshofs. Auch sie verweist auf die Rolle von Normunternehmern, die sich 
des framing bedienen: „Mit Hilfe von frames werden die jeweiligen Normkan-
didaten an bestehende normative Kontexte angebunden, um ihre Angemessen-
heit zu verdeutlichen“ (Deitelhoff 2007: 28). Zwar ist das framing von Nor-
munternehmern strategisch motiviert, da sich diese neuen Normen aber erst 
gegen etablierte Ansprüche durchsetzen müssen, spielen auch hier Überzeu-
gungsprozesse eine Rolle.

Da NGOs allerdings in internationalen Verhandlungen in der Regel notge-
drungen eine Außenperspektive einnehmen, können sie diese nicht vollständig 
in rationale Diskurse transformieren, in denen sie als gleichberechtigte Partner 
anerkannt werden: „Stattdessen sind nur Inseln der Überzeugungen zu erwar-
ten.“ (Deitelhoff 2007: 32). So konzentrierte sich aufgrund des anfangs gerin-
gen öffentlichen Interesses an den Strafgerichtshof-Verhandlungen die Coaliti-
on for an International Criminal Court (CICC), ein Zusammenschluss von rund 
200 NGOs, zunächst auf die Allianz mit den sogenannten Like-Minded-Staaten, 
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eine Gruppe von mehr als 40 Klein- und Mittelmächten. Um die Problematik 
der mangelnden geteilten lebensweltlichen Grundlagen zu lösen, organisierte 
diese Allianz regionale Diskussionsforen, in denen die Norm internationaler 
Strafverfolgung etabliert werden konnte. Der Framing-Prozess stellte diese als 
Public Interest-Modell, das auf universalistischen Gerechtigkeitsprinzipien ba-
siert, dar. Auf Grundlage dieser geteilten Norm agierten die Partner in der 
Folge sowohl innerhalb als auch außerhalb des Verhandlungsprozesses: Die 
Like-Minded-Staaten brachten die Norm offensiv in die Verhandlungen ein, in 
denen sich diese etwa gegenüber dem „verwässerten“ Ansatz der USA als do-
minant durchsetzen konnte (Deitelhoff 2007: 50-52). Die NGOs übernahmen 
derweil die öffentliche Dokumentation der Verhandlungen und übten Druck 
aus, indem die Diskrepanz zwischen Ansprüchen und Verhandlungspositionen 
der dem Strafgerichtshof kritisch gegenüber stehenden Staaten durch shaming 
und blaming, also öffentliches Anprangern, herausgestellt wurde. 

So lässt sich in diesem Fall von einer win-win-Situation der Allianz aus 
Like-Minded-Staaten und NGOs sprechen: Die Klein- und Mittelmächte profi-
tieren von der Expertise der NGOs und gewinnen durch den Verweis, die „In-
teressen der Zivilgesellschaft“ zu vertreten, an Legitimität und Verhandlungs-
macht. Die NGOs wiederum gewinnen Ansprechpartner und können ihre 
Anliegen direkt im Verhandlungsprozess vertreten wissen. Hinsichtlich Inklu-
sion und Exklusion verweist Deitelhoff (2007: 53) darauf, dass die von ihr als 
„Inseln der Überzeugung“ charakterisierten diskursiven Momente vorwiegend 
exklusiver Natur waren: „Überzeugungsprozesse waren nicht etwa dort wahr-
scheinlicher, wo der Zugang zum Diskurs erweitert wurde, sondern dort, wo er 
exklusiv beschränkt wurde, mit der Absicht, dichtere Lebensweltbezüge der 
Teilnehmer sicherzustellen“. Zu klären wäre hier noch, wie inklusiv und homo-
gen die CICC-Koalition war, und ob es mit dieser konkurrierende NGO-Zu-
sammenschlüsse gab.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Einflussnahme der NGOs 
im Falle des Internationalen Strafgerichtshofs ein herausragendes erfolgreiches 
Beispiel ist, zumal es sich um ein „hartes“ Politikfeld handelt. Allerdings 
scheint es sich hierbei eher um eine Ausnahme als um die Regel zu handeln, 
wie die breiten empirischen Analysen von Nanz und Steffek belegen. Demnach 
sinkt der Einfluss der NGOs meist, je konkreter die Verhandlungen werden und 
je „härter“ das Politikfeld ist. Von der Rolle eines gleichberechtigten Verhand-
lungspartners im Sinne argumentativer Rationalität sind NGOs somit meist 
weit entfernt. Dieses Manko können sie als Normunternehmer mit einer Reihe 
von Strategien auszugleichen versuchen: blaming und shaming-Strategien so-
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wie die Erzeugung einer transnationalen Öffentlichkeit, Allianzbildung mit 
Like-Minded-Staaten, Organisation von Parallelveranstaltungen oder Akkredi-
tierung während der offiziellen Foren, um zumindest Rederecht zu erhalten. Im 
Idealfall können NGOs im Sinne einer deliberativen Demokratie als „Trans-
missionsriemen“ zwischen der globalen Ebene und ihrer Basis – und unter 
Umgehung der Nationalstaaten – dienen. Doch auch hier spielen rationale Er-
wägungen eine erhebliche Rolle: Die Staaten bedienen sich der NGOs vor 
allem, wenn sie sich daraus einen Nutzen versprechen, sei es als legitimato-
risches Feigenblatt, sei es, um die eigene Verhandlungsposition zu stützen. 
Ansätze zur Global Governance sind somit auch keinesfalls auf eine Aufhe-
bung der nationalstaatlichen Ebene ausgerichtet – vielmehr gewinnt der Natio-
nalstaat hierdurch Handlungsmacht in Politikfeldern zurück, die er mit her-
kömmlichen Politikansätzen nicht bewältigen kann.

Zu diesen Politikfeldern zählt definitiv die Migration: “Migration politics is 
an area which is often characterised as marked by a high degree of policy fail-
ure. Adopted policies often fail to meet their stated goals, and sometimes even 
have the directly opposite result than what was intended.” (Kalm 2008: 222 f.) 
Allerdings sehen vor allem die Empfängerstaaten Migration als Bedrohung 
ihrer Vorstellungen von Souveränität und Staatlichkeit – was sie bei den Rege-
lungsversuchen umso mehr auf diese Prinzipien pochen lässt. Welche Folgen 
dieses Dilemma für die Ansätze einer Globalen Governance von Migration hat, 
soll im Folgenden diskutiert werden.

3. Migration und Global Governance

Dass Migration ein Politikbereich ist, für den rein nationalstaatliche Ansätze 
nur unbefriedigende Lösungen bieten können, liegt auf der Hand: Migrations-
bewegungen sind schon lange keine Einbahnstraße von A nach B mehr, viel-
mehr ist eine verstärkte zirkuläre Arbeitsmigration zu verzeichnen oder Mi-
granten ziehen nach einiger Zeit an einen anderen Ort als ihr Herkunftsland 
weiter. Wirtschaftliche Entwicklung in den Ländern des Südens kann dazu 
beitragen, dass sich Entsende- zu Transit- oder Empfängerländern von Migra-
tion entwickeln – oder alles drei gleichzeitig der Fall ist, wie beispielsweise in 
Thailand. Migranten kappen in der Regel auch nicht die Verbindungen zu ihren 
Heimatländern, sondern bleiben diesen durch „transnational social fields“ 
(Glick Schiller/Basch/Blanc-Szanton 1992; Basch/Glick Schiller/Blanc-Szan-
ton 1993) oder „transnationale soziale Räume“ (Faist 2000; Pries 2008) ver-
bunden. 
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Somit ist internationale Migration offenkundig ein Prozess, in dem zumin-
dest zwei Staaten involviert sind, doch bereits auf der bilateralen Ebene man-
gelt es oft an Kooperation oder gar „Verhandeln auf Augenhöhe“. Diese ge-
ringe Bereitschaft von Empfängerländern, bindende Verträge mit 
Entsendestaaten von Migranten abzuschließen, ist auf die in der Regel höchst 
ungleichen Verhandlungsbedingungen zurückzuführen: Oft ist es ja gerade die 
schwache ökonomische und politische Lage des Heimatstaates, die Migranten 
dazu bewegt, ihr Glück in anderen Ländern zu suchen. Wie James Hollifield 
(1992) konstatiert hat, besteht für die Zielländer von Migration zudem oft 
schlichtweg kein Anreiz zur Kooperation, wenn sie sich wie etwa die Golf-
staaten aus einem bereitwilligen Heer an Arbeitsmigranten bedienen können. 
Es gelten somit die Gesetze von Angebot und Nachfrage, und die Staaten ver-
zichten oft lieber auf Migranten aus einem Entsendeland, als mit diesem ver-
bindliche Regelungen abzuschließen. Auch darf nicht zwangsläufig angenom-
men werden, dass der Schutz der Migranten für Entsendestaaten oberste 
Priorität hat: Diese können ebenso primär an den Rücküberweisungen interes-
siert sein, die teils einen signifikanten Teil ihrer Staatshaushalte ausmachen, 
und damit zu strikte Regeln gar als hinderlich empfinden (Rother 2009b) oder 
auf den Exodus vorwiegend mit Desinteresse reagieren (Bauböck 2003: 709). 
In diesem Fall finden sich Arbeitsmigranten in einer oftmals schutzlosen Situ-
ation wieder - “trapped between less developed and more highly developed 
countries with different state structures and power relations“ (Piper 2003: 34).

Wenn schon bei bilateralen Verhandlungen oft bestenfalls unverbindliche 
Abkommen wie ein „Memorandum of Understanding“ das Resultat sind, ist es 
wenig überraschend, dass kaum multilaterale Übereinkommen existieren – bö-
ten diese Entsendeländern doch potentiell größere Verhandlungsmacht. Wäh-
rend bereits die Vorzüge von Freihandelsabkommen oft auf starke Bedenken 
stoßen, hätten die Zielländer noch weitaus größere Schwierigkeiten, solche 
multilateralen Vereinbarungen zur Migration ihrer, diese in der Regel ableh-
nenden, Öffentlichkeit zu vermitteln, da hier neben der Ökonomie empfindliche 
Bereiche wie Sicherheit, Gesellschaftsstruktur und Kultur berührt werden 
(Koslowski 2004: 3). Argumente wie Chancengleichheit oder ökonomische 
Vorteile für das Gastland spielen in diesem Kontext oft nur eine untergeordnete 
Rolle. 

Vor allem in den vergangenen 15 Jahren sind aber zumindest mehr als 20 
Regional Consultative Processes for Migration (RCPs) wie der „Budapest Pro-
zess“ oder die South American Conference on Migration (SACM) entstanden, 
die als eine Art „GFMD im Kleinen“ bezeichnet werden können – Unverbind-
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lichkeit inklusive. Hier würde prinzipiell das Potential bestehen, sich in einer 
gemeinsamen Lebenswelt auf verbindliche Normen zu einigen. Sonderlich 
„gemeinsam“ ist diese Lebenswelt bei genauerer Betrachtung dann aber doch 
nicht: Eine geteilte Kultur ändert wenig an den ökonomischen Disparitäten und 
damit einhergehenden unterschiedlichen Interessen von Empfänger- und Ent-
sendeländern, und auch eine Region wie bspw. Südostasien ist durch eine 
Vielzahl von Regierungssystemen und -vorstellungen geprägt. Die zur Re-
gimebildung nötige geteilte Problemwahrnehmung ist hinsichtlich der Rechte 
von Migranten hier nicht in Sicht. Beim – mittlerweile eingestellten – „Manila 
Process“, der nach dem ersten Treffen 1997 auch in anderen Ländern der Regi-
on stattgefunden hat, wurden dann auch vor allem Themen wie illegale Migra-
tion und Menschenhandel diskutiert, an denen auch die Zielländer ein Rege-
lungsinteresse haben (Woongboonsin 2006). Als potentieller Fortschritt lässt 
sich verzeichnen, dass die Notwendigkeit zum Dialog über Migration in die 
neue ASEAN-Charta aufgenommen wurde. 

Einen Nutzen haben die diversen Foren, an denen oft auch externe Akteure 
wie internationale Institutionen und ehemalige Kolonialmächte beteiligt sind, 
bislang vor allem als clearing-houses – „structures maintaining a permanent 
and increasing stream of information among their participants in order to faci-
litate their contacts. They do so by allowing them to know each other better and 
to quickly and clearly identify respective interlocutors. Convergence is thus 
organised gradually through these networks of socialisation.” �������������(Thouez/Chan-
nac 2006: 384). Für die optimistische Einschätzung der Autoren steht aber 
noch der empirische Nachweis aus, auch ist wenig über eine Rückkoppelung 
auf die globale Ebene bekannt. Dies wird deutlich beim Vergleich etwa mit der 
Global Environmental Governance (GEG), zu deren Fortentwicklung mehr als 
500 multilateral environmental agreements (MEA) beitragen konnten, die trotz 
ihrer sehr heterogenen Natur die Verrechtlichung gefördert und wissenschaft-
liche Erkenntnisse in den Politikprozess eingebracht haben (Green/Thouez 
2005: 7).

Am weitesten fortgeschritten sind multilaterale Anstrengungen zur Rege-
lung von Migration wohl in der EU, die einem Regime in diesem Bereich noch 
am nächsten kommt. Mit einer Vielzahl von Konventionen und Vereinba-
rungen – Maastricht, Dublin, Schengen, Amsterdam – wurde hier ein weltweit 
einmaliger Grad an Kooperation erreicht, wobei Kritiker einwenden, dass eher 
Sicherheit und Abwehr von „Drittstaatlern“ im Vordergrund stehen. Besonders 
heftig kritisiert werden dabei von Migrantenorganisationen die 2008 vom Eu-
ropäischen Parlament verabschiedeten Rückführungsrichtlinien sowie die 
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Grenzschutzagentur FRONTEX (Bendel 2009). Zudem dürfte das über Jahr-
zehnte entstandene EU-Regime in anderen Weltregionen nur schwer reprodu-
zierbar sein und könnte globale Kooperation sogar behindern, da es, wie der 
einstige UN-Generalsekretär Kofi Annan beklagte (Koslowski 2004: 10), etwa 
in der Flüchtlingsfrage hinter dem internationalen Standard der Genfer Kon-
vention aus dem Jahre 1951 bzw. Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht-
linge aus dem Jahr 1967 zurückfalle.

Angesichts der Hindernisse auf bilateraler und regionaler Ebene dürfte es 
nicht verwundern, dass auch auf der globalen Ebene bislang nur sehr einge-
schränkte Kooperation herrscht. So kann kaum von einem Migrationsregime 
gesprochen werden: „Putting the international refugee regime aside, there is 
little in the way of international cooperation on migration at the global level 
and no international migration regime“ (Koslowski 2004: 2). Gleiches galt 
bislang für den Bereich Global Governance: „Global Migration Governance 
(GMG) is, at best, uncalculated in its organization, with major outstanding 
Governance issues, including a clear cut role for the United Nations (UN) 
needing to be addressed.“ (Green/Thouez 2005: 2). Nun bietet sich mit dem 
neu etablierten GFMD eine potentielle institutionalisierte Antwort auf diese 
Herausforderungen an, deren Entstehen im Folgenden analysiert werden soll. 

4. Das Global Forum on Migration and Development (GFMD)

Nimmt man allein das Internet als Maßstab, hält sich die Bedeutung des Global 
Forums on Migration and Development bislang noch stark in Grenzen. Eine 
Suchmaschinen-Anfrage beispielsweise zu „GFMD Athen“ landete bis vor 
kurzem zunächst beim „Global Forum for Media Development“. Dies ist ver-
wunderlich für ein Forum, bei dessen zweiter Auflage im Oktober 2008 in 
Manila immerhin Vertreter von 163 Staaten, 33 internationalen Organisationen 
sowie UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon und 220 Vertreter der Zivilgesell-
schaft teilnahmen. Ähnlich gut besucht war das dritte Treffen im November 
2009 in Athen, bei dem auch – allerdings wenig erfolgreich – Vertreter des 
privaten Sektors eingebunden werden sollten.

Betrachtet man das Forum isoliert, liegt es tatsächlich nahe, dieses als rei-
nen „talk shop“ (ICMC 2009: 10) abzutun. So wurde das GFMD bewusst au-
ßerhalb des UN-Prozesses angesiedelt, um ihm jede Verbindlichkeit zu neh-
men; UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon ist bei den Treffen daher quasi nur als 
Gastsprecher zugegen. Was die Vertreter der teilnehmenden Staaten – meist 
höhere Ministerialbeamte – besprechen, soll informell bleiben, bindende Be-
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schlüsse sind nicht möglich. Auch die Abgesandten von Migrantenorganisati-
onen, die sich vor dem GFMD Government Meeting bei den ihnen gewidmeten 
Civil Society Days treffen, haben nur begrenzte Input-Möglichkeiten. Zudem 
besitzt das GFMD praktisch keinen eigenen Apparat, geprägt wird es vom je-
weiligen Gastgeber, der sich abwechselnd aus dem Kreis der Empfänger- und 
Entsendeländer von Migranten rekrutieren soll, sofern sich diese Trennlinie 
überhaupt klar ziehen lässt. Argentinien, eigentlich als Gastland für 2010 vor-
gesehen, hat sich kurzfristig zurückgezogen und den Stab an das wesentlich 
engagiertere Mexiko weitergereicht. Für 2011 ist nach der Absage Spaniens die 
Schweiz eingesprungen. 

Die Beurteilung fällt aber weit weniger eindeutig aus, wenn man die Vorge-
schichte des GFMD miteinbezieht. So ist es laut Peter Sutherland durchaus 
eine Leistung, wenn Vertreter von Entsende- und Empfängerländern von Mi-
granten überhaupt zusammen an einem Tisch sitzen und dies zudem „without 
yelling at each other“ (Pressekonferenz 29.10.2008). Der frühere WTO-Gene-
raldirektor aus Irland ist einer der treibenden Kräfte hinter dem GFMD. 2006 
ernannte ihn der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan zum „Special Re-
presentative to the UN on Migration and Development“. Seine Aufgabe war es, 
die zaghafte Dynamik, die nach jahrzehntelangem Stillstand im Bereich der 
Migration zu erkennen war, nicht wieder abflachen zu lassen – auch wenn dies 
bedeuten sollte, nach Lösungen außerhalb des UN-Systems zu suchen. 

Ein Vergleich mit der Genfer Flüchtlingskonvention und dem Protokoll 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge ist bezeichnend: 147 UN-Mitglieds-
staaten haben diese ratifiziert und sich dazu verpflichtet, mit dem UN High 
Commissioner for Refugees (UNHCR) zu kooperieren. „Freiwillige“ Mi-
granten werden von diesen Schutzmaßnahmen aber ausgeschlossen, auch wenn 
bei allen Unterscheidungen argumentiert werden kann, dass bei diesen eben-
falls Zwänge bestehen, die vor allem ökonomischer Natur sind, und Diskrimi-
nierung und Missbrauch reale Risiken darstellen. Ebenso gibt es in dem „mis-
sing regime“ (Hollifield 2000) keine dem UNHCR vergleichbare Instanz; Sara 
Kalm (2008: 45) verweist auf eine Aufstellung aus dem Jahre 2002, in der be-
reits mehr als 50 bestehende internationale Institutionen aufgelistet sind, die 
sich mit Migration befassen. Um zumindest den gemeinsamen Austausch zu 
verbessern, wurde 2006 vom UN-Generalsekretär die Global Migration Group 
gegründet (GMG), in der sich die Spitzen der beteiligten Agenturen treffen. 
Dies scheint auch angebracht, wurde etwa das Verhältnis zwischen der UN und 
der International Organization for Migration (IOM) in der Vergangenheit als 
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geprägt von „a certain competition – even sometimes a latent hostility“ (Chan-
nac 2007: 6) bezeichnet. 

Konventionen, die zum Schutz von Arbeitsmigranten dienen sollen, haben 
ebenfalls einen schweren Stand. So vergingen 13 Jahre bis die 1990 von der 
UN-Vollversammlung angenommene „International Convention on the Protec-
tion of the Rights of All Migrant Workers and Members of Their Families“ die 
zur Ratifizierung benötigten 20 Staaten als Unterzeichner fand. (Cholewinski 
et al. 2009). Mittlerweile gibt es 44 Ratifizierungen, nennenswerte Empfänger-
staaten von Migranten sucht man hier aber vergebens. Zum Vergleich: Die an-
deren sechs zentralen Menschenrechts-Instrumente der UN schwanken zwi-
schen 147 (gegen Folter) und 193 (für die Rechte von Kindern) Unterzeichnern. 
Zwei Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zur Arbeits-
migration aus den Jahren 1949 und 1975 verzeichnen ähnlich niedrige Unter-
stützerzahlen. 

Nachdem Migration auf der internationalen Ebene lange Zeit nicht themati-
siert wurde, ist seit Mitte der 1990er Jahre hier zunehmend Bewegung zu ver-
zeichnen. So stand bei der Cairo International Conference on Population and 
Development (ICPD) von 1994 erstmals Migration bei einem größeren interna-
tionalen politischen Forum auf der Agenda. Im Jahre 2002 wurde auf Initiative 
von Kofi Annan im Rahmen der UN-Reform die Weltkommission für interna-
tionale Migration (Global Commission on International Migration (GCIM)) 
eingesetzt, die unter der Mitwirkung von u.a. Rita Süssmuth in den folgenden 
drei Jahren einen Bericht erarbeitete, der trotz aller Einschränkungen als eine 
solide Bestandsaufnahme für Herausforderungen einer gelungenen governance 
von Migration gesehen werden kann. Empfohlen wird etwa die Schaffung ei-
ner Institutionen übergreifenden „globalen Migrationsinstanz“ (GCIM 2006: 
72). 

Zu diesem Zeitpunkt hatte auch die Diskussion über eine mögliche Verbin-
dung von Migration und Entwicklung große Konjunktur erreicht, wie es der 
indische Politikwissenschaftler Devesh Kapur (2003) in seinem vielbeachteten 
Diskussionspapier „Remittances: The New Development Mantra?“ auf den 
Punkt gebracht hatte. Dieses „Mantra“ stellt, wenn auch keinen Bruch, so doch 
eine stark kontrastierende Ergänzung zu dem bisherigen Kontext für das Fra-
ming von Migration dar. Stand bis zum Beginn der 1980er Jahre Arbeitsmigra-
tion ohnehin kaum auf der internationalen Agenda, da diese als temporär ange-
sehen wurde, führte das Scheitern der Gastarbeiterprogramme dazu, dass 
Migration zunehmend als Bedrohung angesehen wurde – sei es in kultureller, 
sozio-ökonomischer oder politischer Hinsicht (Castles/Miller 2009: 211–214). 
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Diese Tendenz verstärkte sich nach Ende des Kalten Krieges rapide, indem 
„das alte Feindbild Kommunismus durch die Dämonisierung der Migration 
ersetzt“ wurde (Karl-Heinz Meier-Braun zitiert in Rother 2005: 10). Dazu trug 
auch die Zunahme an Asylbewerberzahlen bei, worauf gerade die westeuropä-
ischen Staaten mit rigiden Politikverschärfungen reagierten; eine Differenzie-
rung zwischen den unterschiedlichen Motiven für Migration und Flucht fand 
im öffentlichen Diskurs kaum statt, in Deutschland wurde oft der pejorativ 
konnotierte Begriff „Asylanten“ verwendet (Jung 1997). Hier wurde beispiels-
weise in der Bundesrepublik eine Bedrohungs-Norm etabliert, gegen die auch 
shaming- oder blaming-Strategien von Menschenrechtsgruppen wenig ausrich-
ten konnten, da sich die seinerzeitigen Regierungsparteien im Einklang mit der 
mehr oder minder schweigenden Mehrheit sahen – und diese Ängste in Wahl-
kämpfen oft noch populistisch verschärften.

Vollends dominant wurde die „Securitization of Migration“ (Huymans 
2000) durch die Anschläge des 11. September, worauf vor allem die USA ihre 
Einreisebestimmung rapide verschärften (Castles/Miller 2009: 214–217). Das 
von der Copenhagen School (stellvertretend: Buzan/Waever/Wilde 1998) ent-
wickelte Konzept der securitization wurde vielfach zur Analyse der Migration 
angewendet, wobei bei der diskursiven Konstruktion von Bedrohung Sprech-
akte – vereinfacht gesagt: sprachliche Äußerungen, die gleichzeitig eine Hand-
lung darstellen – ebenfalls eine wesentlich Rolle spielen (zur Sprechakttheorie 
stellvertretend: Krämer 2001). McDonald (2008) kritisiert, dass die Rolle der 
Adressaten dieser Sprechakte bislang zu wenig entwickelt ist. In der Tat 
müssten im Falle der Securitization of Migration Staaten nicht nur als die 
Agenda bestimmende Akteure, sondern auch als Getriebene ihres innerstaatli-
chen Diskurses gesehen werden. Zudem wäre es zu einseitig, ausschließlich 
negativ besetzte Normen im von den Staaten (mit)betriebenen Migrationsdis-
kurs zu identifizieren; so ist etwa die Sensibilität für human smuggling und 
trafficking stark angestiegen. In dessen Folge setzen auch Staaten wie die USA 
auf blaming- und shaming-Strategien: Zum Beispiel wurde Japan im jährlich 
vom State Department zusammengestellten Human Trafficking Report zeit-
weise auf die zweitschlechteste Kategorie „Tier 2 Watch List“ herabgestuft. 
Als Resultat hat Japan begonnen, seine diesbezügliche Gesetzgebung zu än-
dern (US Department of State 2010: 189-191). 

Im Kontrast zu diesen frames wird in der Debatte um Migration und Ent-
wicklung die Migration in vergleichsweise positivem Licht dargestellt. So er-
möglichte das framing im Entwicklungskontext wohl überhaupt erst die Inten-
sivierung der globalen Debatte über Migration, da sich hier eher ein 
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gemeinsamer Nenner finden lässt. Auch war weder der Weltbank noch den 
meisten Staaten entgangen, welche enormen Summen mittlerweile von Mi-
granten zurück in ihre Heimatländer überwiesen werden.

Migrantenvertreter äußern daher allerdings auch den Verdacht, dass die 
Empfängerstaaten „Entwicklung durch Migration“ vor allem deshalb propa-
gieren, weil sie die versprochene Steigerung ihrer Entwicklungshilfe nicht 
einhalten. Sie werfen die Frage auf, ob diese Last dann etwa, wenn auch nicht 
auf die Ärmsten der Armen – denn diesen fehlen in der Regel die Ressourcen 
zur Migration – so doch auf eine meist marginalisierte Gruppe abgewälzt wer-
den soll. Auch lassen sich zeitlich beschränkte Aufenthaltsgenehmigungen und 
die Propagierung der zirkulären Migration mit Verweis auf das Entwicklungs-
potential der Migranten vermeintlich leichter rechtfertigen. Thomas Faist 
merkt deshalb an: „The migration–development link is usually mentioned in its 
function to reduce the propensities for migration to Europe“ (2008: 37). Auf 
der Seite der Entsendestaaten kann wiederum in vielen Fällen Migration statt 
Entwicklung diagnostiziert werden: Die Entsendung von Arbeitskräften entla-
stet den eigenen Arbeitsmarkt, die Höhe der Rücküberweisungen den Staats-
haushalt und dieses Ventil verringert den Druck zu nötigen Reformen wie etwa 
der Landreform auf den Philippinen.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass der Weg zum 
GFMD nicht nur verwinkelt und steinig war, sondern das Resultat auch eine 
recht eigentümliche Konstruktion geworden ist5. Romeo Matsas (2008: 5), für 
das belgische Außenministerium an der Organisation des 1. GFMD im Juli 
2007 in Brüssel beteiligt, weist auf einen sehr ungewöhnlichen Umstand hin: 
Die Modalitäten für das Forum wurden nicht im Vorhinein festgelegt, sondern 
mussten während den Vorbereitungen zur ersten Zusammenkunft quasi ad hoc 
entwickelt werden. Das GFMD kann als direktes Resultat des von der UN-
Vollversammlung beschlossenen High-Level Dialogue (HLD) on Migration 
and Development im September 2006 gesehen werden (Martin/Martin/Cross 
2007). Bereits dieser Dialog wurde von Peter Sutherland vorbereitet, Migran-
tenorganisationen waren zu einem geringen Grad eingebunden (zwölf Gruppen 
waren zugelassen, es gab eine informelle Anhörung) und während des Treffens 
wurde der Beschluss gefasst, ein Forum zu Migration und Entwicklung zu eta-
blieren. 

5	 Dokumente und Informationen zu den bisherigen Konferenzen finden sich auf der offi-
ziellen Homepage  http://www.gfmd.org/

https://doi.org/10.5771/1430-6387-2010-3-4-409
Generiert durch IP '18.188.96.26', am 03.09.2024, 09:22:49.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/1430-6387-2010-3-4-409


Stefan Rother	

426

Vor allem der Initiative der belgischen Regierung ist es zu verdanken, dass 
das erste GFMD so kurzfristig verwirklicht werden konnte. Neben organisato-
rischen Aspekten kritisierten Migrantenverbände aber, dass kaum über die 
Rechte von Migranten gesprochen wurde und der Schwerpunkt in Brüssel zu 
einseitig auf den Rücküberweisungen der Migranten lag – sogar ein unglück-
licher betitelter „marketplace“ war Teil des Programms. Die Philippinen, die 
sich gerne als Rollenmodell eines Entsendelandes in ihrer Region preisen las-
sen, wählten als Reaktion darauf für das 2. GFMD in Manila das Oberthema 
„Protecting and Empowering Migrants for Development“. Der Ablauf des 
Forums auf den Philippinen wurde in wesentlichen Punkten von Griechenland 
für das dritte Treffen übernommen. So treffen sich zunächst bei zwei (in Bel-
gien war es noch lediglich einer) „Civil Society Days“ Vertreter von Migran-
tenverbänden, die sich im Vorfeld bewerben konnten. Die Organisation und 
Auswahl obliegt dabei jeweils einer privaten Stiftung – in Brüssel war dies die 
King Baudouin Foundation, in Manila die Ayala Foundation und für Athen 
übernahm die Onassis Foundation die Aufgabe. Unterstützt werden sie dabei 
von Migranten-Dachorganisationen wie Migrants Rights International (MRI) 
oder dem Migrant Forum in Asia (MFA, selbst ein sehr aktiver Teil von MRI). 
Die philippinischen Delegierten wurden zudem für das Forum in Manila in 
einem von der Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützen aufwändigen Verfahren 
bei nach Inselgruppen aufgeteilten Konsultationen ermittelt.

Im Mittelpunkt des Programms stehen Roundtable-Diskussionen zu drei 
Oberthemen: In Manila war dies beispielweise „Migration, Development & 
Human Rights“, in Athen unter anderem „How to make the migration-develop-
ment nexus work for the achievement of the Millennium Development Goals 
(MDGs)”. Der Titel passte sich ins sehr breit gefasste griechische Oberthema 
„Integrating Migration Policies into Development Strategies for the benefit of 
all“ ein – und rief in Erinnerung, dass Migration wohl zu heikel war, um in den 
MDGs explizit erwähnt zu werden.

Bei dem anschließenden Government Meeting, das ebenfalls zwei Tage 
umfasst, diskutieren die Staatenvertreter in Workshops mit identischen Ober-
themen wie die Migrantenorganisationen zuvor. Das wäre eine gute Grundlage 
für den Austausch mit der Zivilgesellschaft, doch an diesem mangelte es in 
Manila noch merklich. Eine „interface session“ zwischen den beiden meetings 
wurde weitgehend für oberflächliche Präsentationen genutzt, sodass sich selbst 
Staatenvertreter, etwa von Mexiko, deutlichere Worte gewünscht hätten. Zu 
Beginn des Government Meetings durfte eine Delegation von Migrantenvertre-
tern lediglich kurz ihre Positionen vorstellen, doch auch hier gab es eine Kon-
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troverse: Nach Angaben von NGO-Vertretern versuchten Vertreter der philippi-
nischen Regierung, zwei Mitglieder kritischer philippinischer NGOs von der 
Delegation auszuschließen (Rother 2009a: 102f). Das eigentliche Treffen der 
Regierungsvertreter bot zum einen die üblichen Schaufenster-Reden, in denen 
etwa die damalige philippinische Präsidentin Gloria Macapagal Arroyo be-
tonte, Migration müsse stets eine Wahl und keine Notwendigkeit sein - unge-
achtet der fortgesetzten Politik ihrer Regierung, mehr als eine Million Arbeits-
kräfte pro Jahr in die Welt zu entsenden (Rother 2009a: 96). Zum anderen 
wurde aber in den Roundtable-Sessions laut Sutherland versucht, die vorberei-
teten Statements gering und den Raum für Austausch groß zu halten. Auch 
kann man es durchaus als Erfolg werten, wenn Staaten wie Saudi-Arabien oder 
die Vereinigten Arabischen Emirate einen Zusammenhang zwischen Migration 
und damit einhergehenden Rechten überhaupt anerkennen. Die Emirate künde-
ten zudem in Manila ein Pilotprojekt an, mit dem sie gemeinsam mit den Phi-
lippinen und Indien Rekrutierung, Beschäftigung, Rückkehr-Vorbereitung und 
Reintegration im Entsendeland besser regeln wollen (Martin/Abella 2009: 
437).

In Athen wurde versucht, die Interface-Sessions aufzuwerten; zu jedem der 
vier Roundtable-Themen waren korrespondierende Civil Society and Govern-
ment Interface Sessions von 75-minütiger Dauer angesetzt. Die Empörung 
unter den Vertretern der Zivilgesellschaft war allerdings groß, als diese eine 
Stunde vor dem Beginn der Sessions erfuhren, dass nur ein kleiner, nach einem 
völlig intransparenten Verfahren ausgewählter Teil von ihnen an den Konsulta-
tionen teilnehmen konnte (Rother 2010a). Das vom Autor besuchte Interface 
„Policy and Institutional Coherence and Partnerships“ zeigte Ansätze eines 
konstruktiven Dialogs, der aber naturgemäß weit von einer idealen Sprechsitu-
ation im Sinne Risses entfernt war – die Beratungen waren unverbindlich und 
die Vertreter der Zivilgesellschaft hatten kaum Einfluss auf ihre mögliche Teil-
nahme, während es im Ermessen der Staatenvertreter lag, ob sie sich dem In-
terface stellten. In Mexiko war in dieser Hinsicht ein deutlicher Fortschritt zu 
verzeichnen, in einem halbtägigen „common space“ tauschte sich eine weitaus 
größere Delegation der Zivilgesellschaft mit den Regierungsvertretern aus 
(Rother 2011).6

Somit kommt es in der derzeitigen GFMD-Phase vor allem auf das Engage-
ment der einzelnen Staaten an – und dass ihnen hierzu eine Plattform geboten 

6	 Eine ausführliche Darstellung und Bewertung des GFMDs in Mexiko findet sich im 
Blog des Autors:  http://gfmd2010.wordpress.com/
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wird, kann durchaus als Chance begriffen werden. Während die USA den er-
sten beiden Foren ferngeblieben waren, zeigten sie in Athen Präsenz. Die 
schwedische EU-Ratspräsidentschaft hatte zudem eine gemeinsame Position 
der Union ausgearbeitet (Rother 2009e). Hier betonte die EU die Rechte und 
das Entwicklungspotential von Migranten. Sie unterstützt den GFMD-Prozess, 
weist ihm eine Rolle zur Meinungsbildung zu, spricht sich aber auch für dessen 
weitere Unverbindlichkeit aus. Diese Position wird auch von der deutschen 
Bundesregierung geteilt, in der das Auswärtige Amt, das Bundesministerium 
des Innern und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) mit dem GFMD befasst sind. Deutschland brachte 
sich in Athen bei zwei Roundtables aktiv ein, die sich mit Reintegration und 
den Auswirkungen der Finanzkrise auf Migration befassten; zu letzterem hatte 
das BMZ mehrere Fallstudien in Auftrag gegeben, die in Athen vorgestellt 
wurden. Von einer Like-Minded-Gruppe kann bei der EU aber allenfalls hin-
sichtlich des Bekenntnisses zur Unverbindlichkeit und Staatenzentriertheit ge-
sprochen werden. 

Als vielversprechenderer Ansprechpartner für Migrantenorganisationen bei 
der Suche nach gemeinsamen Inseln der Überzeugung präsentierte sich die 
African, Caribbean and Pacific Group of States (ACP). Die Gruppe, die 79 
Staaten mit einer Bevölkerung von zusammengenommen 730 Millionen Men-
schen vertritt, brachte mehrere Dokumente in die Besprechungen ein, die eine 
kritische Bewertung des Zusammenhangs zwischen Migration und Entwick-
lung und des dominanten „security discourses“ im Bereich Migration enthal-
ten. Dem wird die Notwendigkeit gegenübergestellt, in den Ländern des Nor-
dens eine positivere Wahrnehmung von (ACP)-Migranten durch die 
Bevölkerung, Politiker und Unternehmen zu fördern, man könnte also von 
„counter framing“ sprechen.

Bei den Pressekonferenzen in Manila und Athen ließ UN-Generalsekretär 
Ban Ki-Moon anklingen, dass er eine Rückkehr des Migrations-Dialogs unter 
das Dach der Vereinten Nationen aufgrund der wenig fruchtbaren Vorgeschich-
te vorläufig nicht anstrebt. Stattdessen wurde eine, wenn auch äußerst geringe, 
Ausstattung mit Stellen beschlossen, die bei der International Organization for 
Migration (IOM) angesiedelt werden sollen. Weiterhin unterstützen mehrere 
Gruppierungen das jeweilige Ausrichterland bei der Organisation. So sind in 
der Troika auch die Organisatoren des vorhergehenden und nachfolgenden 
Forums beteiligt. Eine Steering Group vereint Regierungen, die das GFMD 
unterstützen wollen und die allen UN-Mitgliedsstaaten offenstehenden Friends 
of the Forum (FoF) sollen sich mindestens zweimal zwischen den Hauptveran-
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staltungen treffen. Ungewöhnlich ist die hohe Frequenz der GFMD-Treffen – 
neben 2010 (Mexiko für Argentinien) wurden auch bereits die Ausrichter für 
2011 (Schweiz für Spanien) und 2012 (ursprünglich Marokko) festgelegt.7 
2013 soll dann das GFMD für eine Fortführung des UN High-Level Dialogues 
pausiert werden. 

Migranten-NGOs begnügten sich nach dem Vorbild anderer Gipfel nicht – 
sofern überhaupt zugelassen – mit der Teilnahme an den „offiziellen“ Civil 
Society Days, sondern organisierten auch massive Proteste auf der Straße so-
wie Parallelveranstaltungen. So verfolgten MRI und MFA eine gezielte „in-
side-outside“-Strategie und waren zwar einerseits am GFMD-Prozess beteiligt, 
riefen aber gleichzeitig die Peoples‘ Global Action on Migration, Development 
and Human Rights (PGA) ins Leben (Rother 2009a). Es ist auffällig, in wel-
chem Maße die NGOs das Vokabular des Global Governance-Diskurses bereits 
verinnerlicht haben – so heißt es in der Dokumentation der Veranstaltung: „In 
effect, the “parallel” events are much more than being replicas of the GFMD as 
the level of analysis never fails to go beyond that of the official Forum. Parallel 
events allow migrants, CSO representatives and other stakeholders to express 
their concerns to their respective governments.” (Migrant Forum in Asia (MFA) 
2009: 154). Dementsprechend trafen sich die mehr als 4000 Teilnehmer in 
Manila nicht nur zu Demonstrationen, sondern auch über neun Tage zu zahl-
reichen Foren wie dem „Third International Workshop on Domestic Work“. 
Auch mit Vertretern von Gewerkschaften bestand ein intensiver Austausch, die 
Global Unions kamen ebenfalls im Vorfeld des GFMD in Manila zusammen. 
Waren die Gewerkschaften lange Zeit Migranten gegenüber eher skeptisch 
eingestellt, wird in jüngster Zeit verstärkt die Kooperation mit NGOs in social 
movement unionism als Chance für einen besseren Schutz der Rechte von Ar-
beitsmigranten gesehen (Piper 2009).

Bei den Parallelveranstaltungen wurde aber auch deutlich, dass es eine 
Spaltung der Migrantenbewegung gibt – zugrunde liegt neben ideologischen 
Differenzen ein tiefgreifender Konflikt zwischen philippinischen Migrantenor-
ganisationen, der sich vor allem in Hongkong manifestiert hat und von dieser 
transnationalen mittlerweile auch auf die globale Ebene ausstrahlt (Rother 

7	 Spanien hat mit Verweis auf seine wirtschaftliche Lage die Ausrichtung für 2011 abge-
sagt, worauf die Schweiz eingesprungen ist, die allerdings zu einer anderen Form - meh-
reren Treffen mit Arbeitsgruppencharakter - tendiert. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
des Artikels wurde noch nach einem Land gesucht, das bereit ist, die Ausrichtung für 
Marokko zu übernehmen.  Schweden hat seine prinzipielle Bereitschaft für 2014 signa-
lisiert. Zum aktuellen Stand siehe http://gfmd2010.wordpress.com/
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2009f). So lehnt etwa die im Juni 2008 in Hong Kong gegründete International 
Migrants’ Alliance (IMA) das GFMD radikal ab, da hier Menschen nur als 
Waren behandelt und neoliberale Politiken propagiert würden (Rother 2009d). 
Stattdessen riefen diese im Vergleich zur PGA im äußeren linken Spektrum 
stehenden Migrantenverbände8 ihre eigene Parallelveranstaltung ins Leben, die 
International Assembly of Migrants and Refugees (IAMR). Auch hier wurde in 
Manila neben Demonstrationen und der Schilderung von Migrantenschick-
salen - von der Situation in der Mongolei und Trafficking-Schicksalen in Sin-
gapur bis hin zu vietnamesischen Heiratsmigrantinnen in Taiwan - intensiv 
über eine bessere Vernetzung und den Kampf für Migrantenrechte debattiert.

Somit dürften selbst die radikalen GFMD-Gegner von der IAMR im Grun-
de für ein solches globales Podium dankbar sein, dass im Bereich der Migrati-
on bislang nicht geboten wurde. Konsequenterweise organisierten sowohl PGA 
als auch IAMR – wiederum separate – Folgeveranstaltungen beim GFMD in 
Athen, die aber erwartungsgemäß nicht die gleiche Massenmobilisierung wie 
im Entsendeland Philippinen aufweisen konnten. Im Gegensatz zu der offizi-
ellen Agenda war es das Ziel der Organisationen, auch Themen wie das Schick-
sal von Flüchtlingen und undokumentierten Migranten, Fremdenfeindlichkeit 
und menschenunwürdige Abschiebepraktiken auf die Tagesordnung zu hieven. 
Auch im Zeitraum zwischen den GFMDs organisieren die beiden „NGO-Clu-
ster“ zahlreiche Proteste und Konferenzen, deren Frequenz die der offiziellen 
vorbereitenden Konsultationen teils übertrifft. Beim Treffen in Mexiko trat di-
ese Trennung noch stärker zutage, da hier erstmals die Peoples‘ Global Action 
als ein Teil des GFMD-Prozesses anerkannt wurde, während Demonstranten 
der IAMR mit Polizeigewalt vom Tagungszentrum des offiziellen GFMD-
treffens ferngehalten wurden. 

5.	 Aussichten für die Governance von Migration – Global oder „von 
unten“?

Die Darstellung hat gezeigt, dass der Bereich der Arbeitsmigration schwierige 
Voraussetzungen für eine Regelung durch Global Governance mit sich bringt. 
Dabei sind Gemengelagen zutage getreten, die sich von der Analyse anderer 
Global Governance-Felder abheben. Dazu zählt vor allem die komplexe Ak-

8	 Die in der IMA/IAMR aktive Konföderation der Arbeiter aus der Türkei in Europa 
(ATIK) wird bspw. in Deutschland vom Verfassungsschutz beobachtet und als gewalt-
frei, aber linksextremistisch eingestuft. Quelle: Bundesamt für Verfassungsschutz, 2007: 
Türkische linksextremistische Organisationen in Deutschland, Köln.  
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teurskonstellation: Die Interessenslage auf der Ebene der Nationalstaaten ver-
läuft zwar zum einen entlang der klaren ökonomischen Disparitäten, zum an-
deren stellen sich aber die Entsendeländer keineswegs als homogene Like 
Minded-Gruppe dar, mit der die Zivilgesellschaft gemeinsam nach „Inseln der 
Überzeugung“ Ausschau halten könnte. Indonesien beispielsweise verfolgt 
zwar einen offensiven Export von Arbeitskräften; Migrantinnen, die als Haus-
haltshilfen arbeiten wollen, wird aber während monatelanger „Trainingscamp“-
Aufenthalte und durch das Konsulatspersonal am Zielort eingeschärft, sich 
keineswegs mit politisch aktiven NGOs einzulassen (Rother 2009d: 144f). Und 
Thailand, selber Entsende-, Empfänger- und Transitland, betreibt eine wider-
sprüchliche, aber nicht ungewöhnliche Politik: Während man seine eigenen 
Migranten im Ausland geschützt sehen will, werden burmesische Migranten 
im Inland diskriminiert.

Auch die Zivilgesellschaft bildet kein einheitliches Lager: Während die 
Gruppe um das Migrant Forum in Asia (MFA) beim GFMD bislang eine „in-
side-outside“-Strategie verfolgt, sieht die International Migrants Alliance 
(IMA) dies als Ausdruck von „NGOism“ und ruft als „wahre Graswurzel-Alli-
anz“ zur Total-Opposition auf. Auf dieser Grundlage „argumentativen Konsens 
über die mit Normen oder Aussagen über die Welt verbundenen Geltungsan-
sprüche zu erreichen“ oder gemeinsame Lebenswelten zu entdecken, fällt 
schwer. Gleiches gilt für die Bezugnahme auf externe Autoritäten, da die rele-
vanten Konventionen zur Migration kaum ratifiziert wurden; viele NGOs be-
helfen sich daher mit Verweisen auf Konventionen zu Menschen- und Arbeits-
rechten und dem Schutz von Frauen.

In der Debatte um die Rolle von Normen in der nationalen und internatio-
nalen Politik wird häufig der Aspekt vernachlässigt, dass diese nicht zwangs-
läufig positiv konnotiert oder kooperationsfördernd sein müssen (Rother 2004). 
Migration ist ein solcher Fall: Seit den 1980er Jahren wurde das Politikfeld in 
einer unausgesprochenen Koalition zwischen vielen Empfängerländern und 
den tatsächlichen oder vermeintlichen Interessen ihrer Bevölkerung zuneh-
mend vom framing als Bedrohung und Sicherheitsrisiko geprägt (securitiza-
tion). NGOs konnten sich dagegen mit blaming und shaming-Strategien nur 
schwer durchsetzen. Das neue framing von Migration als Mittel der Entwick-
lung wurde ebenfalls von internationalen Organisationen und Staaten vorange-
trieben, Migrantenverbände stehen diesem wie ausgeführt eher skeptisch ge-
genüber. 

Es wurde aufgezeigt, dass NGOs vor allem in frühen Stadien von Verhand-
lungsprozessen die Chance zur Partizipation und zum agenda setting besitzen. 
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Von daher müsste das betont informell angelegte GFMD eigentlich sehr gute 
Chancen für die NGOs darstellen. Das institutionelle Setting bietet hierfür aber 
nur wenige Möglichkeiten, es bestehen bislang kaum Gelegenheiten zum di-
rekten Dialog mit Regierungsvertretern. Da sich das Forum aber in einem sehr 
frühen Stadium befindet, sind hier noch am ehesten Veränderungen möglich; 
die Ausweitung der Civil Society Days und möglicherweise auch die Wahl von 
Migrantenrechten als Thema des 2. GFMD dürften zu einem guten Teil auf die 
Proteste der NGOs und ihre „inside-outside“-Strategie zurückzuführen sein. 
Auch verfolgt Mexiko ambitionierte Pläne für das 4. GFMD im November 
2010 in Puerto Vallarta: Die PGA wird erstmals offiziell als Parallelveranstal-
tung anerkannt, und eine mehrstündige gemeinsame Sitzung von NGO- und 
Regierungsvertretern soll Raum für eine offene Diskussion bieten. 

Letztlich sind aber auch dem GFMD und den Anliegen von Migranten 
wohlgesonnene Staaten streng drauf bedacht, das Forum informell zu belassen 
und an ihrer staatlichen Souveränität festzuhalten. Hier liegt wohl die zentrale 
Herausforderung für eine Global Governance von Migration. Indem sie Fou-
caults Konzept der „Gouvernementalität“ von der innerstaatlichen auf die in-
ternationale Ebene überträgt, kommt Sara Kalm (2008: 22) im Falle der Migra-
tion zu dem Schluss, dass dem Staatensystem im Kern das Konzept einer 
sesshaften Bevölkerung zugrunde liegt. Dies steht im Kontrast zu der Beobach-
tung, dass Migration längst ein „Normalfall“ geworden ist, dem das Konzept 
des Nationalstaates als „Container“ nicht gerecht werden kann. Die Anstren-
gungen der Nationalstaaten – framing, Ablehnung von Konventionen, allen-
falls informelle Verhandlungen – können daher als Abwehrversuch gewertet 
werden, an den von ihnen als Grundfesten des Nationalstaates empfundenen 
Normen zu rütteln: „One could therefore perhaps, with Soguk and others, sug-
gest that it might not be migration which is the main object of government here, 
but perhaps the states system norm.“ (Kalm 2008: 219).

Dieser fundamentalen Herausforderung auf globaler Ebene zu begegnen, 
dürfte für die Migranten-NGOs eine allenfalls langfristig zu meisternde Aufga-
be darstellen. Allerdings bietet die fragmentierte institutionelle Landschaft 
auch die Chance des „forum shopping“. So hat die 99. International Labour 
Conference (ILC) im Juni 2010 in Genf in einem historischen Schritt beschlos-
sen, eine bindende Konvention über die Rechte von Hausangestellten anzustre-
ben, was migrantische Haushaltshilfen miteinbeschließt (Rother 2010b). Dem 
vorausgegangen war eine umfassende Lobby-Arbeit von NGOs; in Genf 
zeigten vor allem die Vertreter von MFA/MRI im Zusammenschluss mit den 
Gewerkschaften innerhalb wie außerhalb der Verhandlungen eine starke Prä-
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senz. Im Gegensatz zum GFMD tauchten hier recht klar umrissene „Inseln der 
Überzeugung“ auf, zumal sich nun auch die USA in einem radikalen Kurs-
schwenk seit dem Amtsantritt Obamas hinter eine Konvention stellten.

Erfolgsversprechend scheint zudem der bereits praktizierte Ansatz, den 
man mit „global denken, lokal und transnational handeln“ umschreiben kann. 
So finden sich in den meisten Zielländern von Migration zahlreiche Migranten-
verbände, die sich nicht nur um politisches agenda-setting und blaming und 
shaming-Strategien gegen Missstände vor Ort und in den Heimatländern be-
mühen, sondern auch konkrete Governance-Leistungen erbringen. Dazu zäh-
len etwa im Falle Hongkongs mit seinen rund 250.000 migrantischen Haus-
haltshilfen Angebote wie Rechtsberatung, Zufluchtshäuser, Prozesshilfe, aber 
auch direkte Verhandlungen mit den jeweiligen Regierungen und Kooperation 
mit den Gewerkschaften vor Ort (Rother 2009b, Rother 2009f). In der Migrati-
onsliteratur wird bereits von einer „Governance von unten“ gesprochen, die 
vor allem von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) ausgeht, die self gover-
nance oder empowerment von marginalisierten Migrantengruppen befördern 
(Piper 2003: 29).

Bemerkenswerterweise erweitert sich der transnationale Charakter dieser 
Anstrengungen durch die Kooperation mit Migrantengruppen anderer Nationa-
litäten, anstelle diese, wie erwartet werden könnte, als reine Konkurrenz zu 
begreifen. In Hongkong kooperieren beispielsweise Migranten aus fünf Natio-
nalitäten im Asian Migrants‘ Coordinating Body (AMCB) (Hsia 2009; Rother 
2009d); eine auch nur ansatzweise vergleichbare Koordination der Herkunfts-
länder ist dagegen nicht zu verzeichnen. Zudem hat eine Umfrage unter philip-
pinischen Arbeitsmigranten ergeben, dass dieses Engagement einen Einfluss 
auf die demokratischen Werte und Einstellungen der Migranten haben kann – 
philippinische Rückkehrer aus Hongkong hielten demokratische Prinzipien 
deutlich höher als solche aus Zielländern mit geringerem politischen Mi-
granten-Engagement (Rother 2009c). Setzen diese Migranten nach der Rück-
kehr ihr Engagement in den Heimatländern und auf globaler Ebene fort, könnte 
ein Anstoß für die Globale Governance von Migration sehr wohl auf der Gras-
wurzelebene erwachsen. 
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